
Anlage 1 

 

(zu den VV zu § 40 KommHV)  

- Auszug aus den VV zu Art. 70 BayHO - 

 

 

11. Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

 

11.2 Beamte und Angestellte sollen Feststellungsbescheinigungen in eigener Sache oder in Sachen ihrer 

Angehörigen nicht abgeben (vgl. Art. 67 BayBG). 

 

 

12. Inhalt der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit 

 

12.1 Der Feststeller der sachlichen Richtigkeit übernimmt mit der Unterzeichnung des Vermerks nach 

Nr. 14 oder Nr. 18 die Verantwortung dafür, dass 

 

12.1.1 die in der förmlichen Zahlungsanordnung und den Unterlagen enthaltenen, für die Zahlung maßge-

benden Angaben richtig sind, soweit deren Richtigkeit nicht vom Feststeller der rechnerischen Rich-

tigkeit zu bescheinigen ist, 

 

12.1.2 die nach Nr. 5 erforderlichen übrigen Angaben in der förmlichen Zahlungsanordnung und ihren Un-

terlagen enthalten sind, soweit nicht die Verantwortung hierfür dem Anordnungsbefugten obliegt 

(Nr. 20), 

 

12.1.3 nach den geltenden Vorschriften und nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit verfahren worden 

ist, 

 

12.1.4 die Lieferung oder Leistung sowohl dem Grunde nach als auch hinsichtlich der Art ihrer Ausführung 

geboten war, 

 

12.1.5 die Lieferung oder Leistung entsprechend der zugrunde liegenden Vereinbarung oder Bestellung 

sachgemäß und vollständig ausgeführt worden ist, 

 

12.1.6 Abschlagszahlungen, Vorleistungen sowie gegebenenfalls ihm vorliegende Pfändungen und Abtre-

tungen vollständig und richtig berücksichtigt worden sind. 

 

12.2 Die Einschränkung der Verantwortung nach Nr. 19 bleibt unberührt. 

 

12.3 Die sachliche Richtigkeit darf unter entsprechender Ergänzung des Vermerks nach Nr. 14.1 auch 

bescheinigt werden, wenn bei nicht vertragsgemäßer Erfüllung 

 



12.3.1 ein Schaden nicht entstanden ist (z. B. Überschreitung der Ausführungsfristen ohne nachteilige Fol-

gen) oder 

 

12.3.2 die erforderlichen Maßnahmen zur Abwendung eines Nachteils ergriffen worden sind (z. B. Verlän-

gerung der Gewährleistungsfristen, Minderung des Rechnungsbetrages, Hinterlegung von Sicherhei-

ten). 

 

12.4 Die Verantwortung des Feststellers der sachlichen Richtigkeit erstreckt sich nicht auf den Inhalt der 

im selben Arbeitsvorgang mit der förmlichen Zahlungsanordnung erstellten maschinell lesbaren Da-

tenträger. 

 

 

13. Feststeller der sachlichen Richtigkeit 

 

13.2 Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit dürfen nur Bedienstete beauftragt werden, die alle 

Sachverhalte, deren Richtigkeit sie zu bescheinigen haben, überblicken und beurteilen können. 

 

 

14. Form der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit 

 

14.1 Der Feststeller hat die sachliche Richtigkeit durch Unterzeichnung des Vermerks „Sachlich richtig“ zu 

bescheinigen. Sind an der Feststellung der sachlichen Richtigkeit neben dem Feststeller noch ande-

re Bedienstete beteiligt (z. B. zur Bescheinigung der vollständigen Lieferung einer Ware oder weil die 

Beurteilung des Sachverhalts Fachkenntnisse erfordert), so muss aus deren Bescheinigungen (Teil-

bescheinigungen) der Umfang der Verantwortung ersichtlich sein. 

 

14.2.1 Sind zur Beurteilung einer begründenden Unterlage zu einer Zahlungsanordnung besondere Fach-

kenntnisse (z. B. auf technischem, medizinischem oder chemischem Gebiet) erforderlich, so ist eine 

entsprechende Teilbescheinigung abzugeben, falls geeignete Feststeller hierfür zur Verfügung ste-

hen. In diesem Fall ist die Teilbescheinigung durch Unterzeichnung des Vermerks „Fachtechnisch 

richtig“ abzugeben. 

 

14.2.2 Die Teilbescheinigungen sollen im Allgemeinen nur auf der begründenden Unterlage zur Zahlungs-

anordnung abgegeben werden; der Feststeller der sachlichen Richtigkeit übernimmt in diesen Fällen 

mit seiner Bescheinigung in der förmlichen Zahlungsanordnung die Verantwortung dafür, dass eine 

etwa erforderliche Teilbescheinigung in den begründenden Unterlagen vorhanden ist (vgl. Nr. 19). 

 

 

15. Inhalt der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit 

 

15.1 Der Feststeller der rechnerischen Richtigkeit übernimmt mit der Unterzeichnung des Vermerks nach 

Nr. 17 oder Nr. 18 die Verantwortung dafür, dass der anzunehmende oder auszuzahlende Betrag 



sowie alle auf Berechnungen beruhenden Angaben in der förmlichen Zahlungsanordnung und ihren 

Unterlagen richtig sind. Die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit erstreckt sich mithin auch auf 

die Feststellung der Richtigkeit der den Berechnungen zugrunde liegenden Ansätze nach den Be-

rechnungsunterlagen (z. B. Bestimmungen, Verträge, Tarife). 

 

15.2 Die Einschränkung der Verantwortung nach den Nrn. 17.1 und 19 bleibt unberührt. 

 

15.3 Die Verantwortung des Feststellers der rechnerischen Richtigkeit erstreckt sich nicht auf den Inhalt 

der im selben Arbeitsvorgang mit der förmlichen Zahlungsanordnung erstellten maschinell lesbaren 

Datenträger. 

 

15.4 Die Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit entfällt, soweit betraglose Zahlungsanordnungen 

auf Berechnungen beruhende Angaben nicht enthalten. 

 

 

16. Feststeller der rechnerischen Richtigkeit 

 

16.1 Zur Feststellung der rechnerischen Richtigkeit sind befugt 

 

16.1.1 Beamte, die mindestens dem mittleren Dienst angehören, und 

 

16.1.2 Angestellte in vergleichbarer Dienststellung (Nr. 3.1.1 zu Art. 49). 

 

16.2 Der Dienststellenleiter oder der Beauftragte für den Haushalt können die Befugnis auf bestimmte 

Bedienstete beschränken oder erforderlichenfalls auf solche Bedienstete ausdehnen, die nach 

Nr. 16.1 nicht zur Feststellung der rechnerischen Richtigkeit befugt sind. 

 

 

17. Form der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit 

 

17.1 Der Feststeller hat die rechnerische Richtigkeit durch Unterzeichnung des Vermerks „Rechnerisch 

richtig“ zu bescheinigen. Sind an der Feststellung der rechnerischen Richtigkeit mehrere Bedienstete 

beteiligt, so muss aus jeder Teilbescheinigung der Umfang der Verantwortung ersichtlich sein. Die 

Verantwortung kann bei mehreren Feststellern beispielsweise auch so aufgeteilt werden, dass einer 

nur reine Nachrechnungsarbeiten ausführt (Vermerk für Letzteren: „Nachgerechnet“). 

 

17.2 Nicht zutreffende Angaben sind unter Beachtung der Nr. 21 zu berichtigen. 

 

17.3 Sind die Endbeträge in Unterlagen zur förmlichen Zahlungsanordnung geändert worden, so muss 

der Vermerk lauten „Rechnerisch richtig mit ……. DM ……. Pf“. Der Betrag ist nur in Ziffern anzuge-

ben. 

 



 

18. Zusammengefasste Bescheinigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

Die Bescheinigungen der sachlichen, fachtechnischen und rechnerischen Richtigkeit können zu-

sammengefasst werden, wenn der Feststeller die Voraussetzungen nach den Nrn. 13 und 16 erfüllt. 

In diesem Fall müssen die Feststellungsvermerke lauten 

a) für die sachliche und rechnerische Feststellung „Sachlich und rechnerisch richtig“, 

b) für die sachliche und fachtechnische Feststellung „Sachlich und fachtechnisch richtig“, 

c) für die fachtechnische und rechnerische Feststellung „Fachtechnisch und rechnerisch richtig“, 

d) für die sachliche, fachtechnische und rechnerische Feststellung „Sachlich, fachtechnisch und 

rechnerisch richtig“. 

 

Sind die Endbeträge geändert worden, sind die vorstehenden Vermerke nach a, c und d um den Zu-

satz „mit ……. DM ……. Pf“ zu erweitern. Sind an der zusammengefassten Bescheinigung mehrere 

Bedienstete beteiligt, so muss aus jeder Teilbescheinigung der Umfang der Verantwortung ersicht-

lich sein. 

 

 

19. Verantwortung des Feststellers in besonderen Fällen 

 

19.1 Der Feststeller, der in förmlichen Zahlungsanordnungen, ihren Anlagen und den begründenden Un-

terlagen die sachliche oder rechnerische Richtigkeit bescheinigt, ist für die Richtigkeit der Angaben 

nicht verantwortlich, soweit andere Feststeller Teilbescheinigungen abgegeben haben (Nrn. 14, 17 

und 18) oder in Anlagen zu förmlichen Zahlungsanordnungen oder begründenden Unterlagen die 

sachliche oder rechnerische Richtigkeit bescheinigt haben. Den Teilbescheinigungen der eigenen 

Dienststelle können im Einzelfall, soweit nicht die Interessenlage des Freistaates Bayern entgegen-

steht, die Teilbescheinigungen gleichgestellt werden, die von Bediensteten anderer Stellen abgege-

ben worden sind und zwar von 

 

19.1.1 einer anderen Dienststelle des Landes, 

 

19.1.2 einer Dienststelle des Bundes oder eines anderen Landes, 

 

19.1.3 einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder 

 

19.1.4 einer bundes- oder landesunmittelbaren juristischen Person des öffentlichen Rechts, die unter 

Art. 105 (§ 105 BHO/LHO) fällt. 

 

19.2 Sind Teilbescheinigungen aufgrund schriftlicher Verträge oder sonstiger Vereinbarungen von ande-

ren Personen (z. B. Architekten, Ingenieuren) abgegeben worden, so gilt Nr. 19.1 entsprechend. 



Wenn in Verträgen oder sonstigen Vereinbarungen die Anwendung dieser Verwaltungsvorschriften 

vorgesehen ist, so sind die Teilbescheinigungen mit dem Wortlaut nach den Nrn. 14, 17 und 18 ab-

zugeben; anderenfalls sind Inhalt und Form der Teilbescheinigungen in den Verträgen oder sonsti-

gen Vereinbarungen festzulegen. 

 

19.3 Treffen Bedienstete Maßnahmen, die zu Zahlungsanordnungen führen, so gelten die Unterschriften 

auf den die einzelnen Maßnahmen betreffenden Schriftstücken zugleich als Feststellung und Teilbe-

scheinigung im Sinne der Nrn. 11 bis 18, auch wenn der Vermerk „Sachlich richtig“ oder „Rechne-

risch richtig“ oder ein entsprechender Vermerk fehlt. 

 

19.4 Teilbescheinigungen nach den Nrn. 19.1 bis 19.3 dürfen nur anerkannt werden, wenn ein Anlass zu 

Zweifeln nicht besteht. 

 

19.5 Ist eine lückenlose Nachprüfung von Angaben nicht möglich, so beschränkt sich die Verantwortung 

des Feststellers der sachlichen Richtigkeit darauf, dass Bedenken gegen die Richtigkeit dieser An-

gaben nicht bestehen. Entsprechendes gilt, wenn 

 

19.5.1 Leistungen durch Zähler, Uhren oder sonstige Kontrolleinrichtungen abgelesen werden, oder 

 

19.5.2 Leistungen nur unmittelbar an Dritte erbracht werden können (z. B. Sachleistungen an Heiminsas-

sen). 

 

19.6 Muss ausnahmsweise (z. B. bei Erkrankung oder Ausscheiden des zuständigen Feststellers) die 

sachliche Richtigkeit von einem Bediensteten bescheinigt werden, der den Sachverhalt nicht in vol-

lem Umfang überblicken und beurteilen kann, so gilt Nr. 19.5 entsprechend. Der Feststeller hat in 

diesen Fällen in der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit anzugeben, weshalb und in welchem 

Umfang die Angaben nicht nachgeprüft werden konnten. 

 

19.7 Werden die Unterlagen zur förmlichen Zahlungsanordnung in einem automatisierten Verfahren er-

stellt oder nachgeprüft, so kann bei 

− juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 

− öffentlichen Unternehmen im Sinne der Nr. 5.2.2 AV-BayHS und 

− Energieversorgungsunternehmen 

 

im Allgemeinen von der rechnerischen Feststellung abgesehen werden. In anderen Fällen kann das 

zuständige Staatsministerium im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und dem 

Obersten Rechnungshof zulassen, dass von der Feststellung ganz oder teilweise abgesehen wird. 

 


